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(4) Natürliche oder juristische Personen oder sonstige Stellen, 
deren Wohnsitz oder Sitz sich außerhalb der Deutschen Demo­
kratischen Republik befindet, können bis zum 13. Juli bei dem 
für sie kontoführenden Geldinstitut in der Deutschen Demokra­
tischen Republik beantragen, daß ihre auf Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik lautenden Guthaben umgestellt wer­
den. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Natürliche Personen, deren Wohnsitz sich außerhalb der 
Deutschen Demokratischen Republik befindet und die sich zum 
Zeitpunkt der Währungsumstellung in der Deutschen Demokra­
tischen Republik aufhalten, können in ihrem Besitz befindliche, 
auf Mark der Deutschen Demokratischen Republik lautende 
Banknoten und Münzen in die ursprüngliche Währung bis zum
6. Juli 1990 bei einem Geldinstitut in der Deutschen Demokrati­
schen Republik zu den am 30. Juni 1990 gültigen Devisenum­
rechnungssätzen zurücktauschen, wenn deren rechtmäßiger Er­
werb durch sie bei einem Geldinstitut in der Deutschen Demo­
kratischen Republik nachgewiesen wird.

(6) Mit Ablauf der in den Absätzen 1, 2, 4 und 5 genannten Fri­
sten können Ansprüche aus Banknoten und Münzen, die nicht 
auf ein Konto bei einem Geldinstitut in der Deutschen Demo­
kratischen Republik eingezahlt wurden, und Ansprüche aus 
nicht angemeldeten Guthaben bei Geldinstituten in der Deut­
schen Demokratischen Republik nicht mehr geltend gemacht 
werden.

(7) Gegen die Versäumung der in den Absätzen 1, 2 und 4 ge­
nannten Fristen können natürliche Personen bis zum 30. No­
vember 1990 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantra­
gen. Einem Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
ist zu entsprechen, wenn der Antragsteller glaubhaft macht, daß 
er ohne sein Verschulden außerstande war, rechtzeitig die Um­
stellung seines Guthabens bei einem Geldinstitut zu beantragen 
oder Banknoten und Münzen auf ein Konto bei einem Geldinsti­
tut einzuzahlen. Die Wiedereinsetzung muß binnen einer zwei­
wöchigen Frist seit Behebung des Hindernisses bei dem konto­
führenden Geldinstitut beantragt werden.

Artikel 6

Umstellung von Guthaben bei Geldinstituten

(1) Natürliche Personen mit Wohnsitz in der Deutschen De­
mokratischen Republik können bei einem für sie kontoführen­
den Geldinstitut beantragen, daß ihnen für ein Guthaben bis 
zum nachfolgend aufgeführten Betrag in Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik für 1 Mark der Deutschen Demokrati­
schen Republik 1 Deutsche Mark gutgeschrieben wird:

- natürliche Personen, die nach dem 1. Juli 1976 geboren sind,
bis zu 2 000 Mark,

- natürliche Personen, die zwischen dem 2. Juli 1931 und dem
1. Juli 1976 geboren sind, bis zu 4 000 Mark,

- natürliche Personen, die vor dem 2. Juli 1931 geboren sind, bis
zu 6 000 Mark.

Der Antrag kann nur einmalig bei einem Geldinstitut gestellt 
werden.

(2) Guthaben natürlicher Personen, soweit sie die in Absatz 1 
aufgeführten Beträge in Mark der Deutschen Demokratischen 
Republik überschreiten, sowie Guthaben juristischer Personen 
oder sonstiger Stellen werden in der Weise umgestellt, daß für 
2 Mark der Deutschen Demokratischen Republik 1 Deutsche 
Mark gutgeschrieben wird.

(3) Am 31. Dezember 1989 bestehende Guthaben natürlicher 
oder juristischer Personen oder Stellen, deren Wohnsitz oder 
Sitz sich außerhalb der Deutschen Demokratischen Republik 
befindet, werden in der Weise umgestellt, daß für 2 Mark der 
Deutschen Demokratischen Republik 1 Deutsche Mark gutge­
schrieben wird. Guthaben der in Satz 1 genannten Personen 
oder Stellen, die nach dem 31. Dezember 1989 entstanden sind, 
werden in der Weise umgestellt, daß für 3 Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik 1 Deutsche Mark gutgeschrieben 
wird.

(4) Umgehungsgeschäfte sind nichtig.

Artikel 7

Umstellung von auf Mark 
der Deutschen Demokratischen Republik 

lautenden Verbindlichkeiten und Forderungen 
auf Deutsche Mark;

DM-Eröffnungsbilanz

§ 1

(1) Vorbehaltlich der Regelungen in den Absätzen 2 und 3 wer­
den alle auf Mark der Deutschen Demokratischen Republik lau­
tende Verbindlichkeiten und Forderungen, die vor dem 1. Juli 
1990 begründet wurden oder die nach den vor dem Inkrafttreten 
dieser Bestimmungen in Geltung gewesenen Vorschriften in 
Mark der Deutschen Demokratischen-Republik zu erfüllen ge­
wesen wären, mit der Wirkung auf Deutsche Mark umgestellt, 
daß der Schuldner an den Gläubiger für 2 Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik 1 Deutsche Mark zu zahlen hat.

(2) Abweichend von Absatz 1 werden folgende, auf Mark der 
Deutschen Demokratischen Republik lautende Verbindlichkei­
ten und Forderungen mit der Wirkung auf Deutsche Mark umge­
stellt, daß der Schuldner für 1 Mark der Deutschen Demokrati­
schen Republik 1 Deutsche Mark zu zahlen hat:

1. Löhne und Gehälter in der Höhe der am 1. Mai 1990 geltenden 
Tarifverträge sowie Stipendien, die nach dem 30. Juni 1990 fäl­
lig werden.

2. Renten, die nach dem 30. Juni 1990 fällig werden. Die Regelun­
gen in Artikel 20 des Vertrags bleiben unberührt.

3. Mieten und Pachten sowie sonstige regelmäßig wiederkeh­
rende Zahlungen, die nach dem 30. Juni 1990 fällig werden mit 
Ausnahme wiederkehrender Zahlungen aus und in Lebens­
versicherungen und privaten Rentenversicherungen.

(3) Für auf Mark der Deutschen Demokratischen Republik 
lautende Forderungen der in Artikel 5 Absatz 3 und 4 genannten 
Personen oder Stellen aus Guthaben bei Geldinstituten gilt Arti­
kel 6 dieser Anlage.

§ 2

(1) Eine vor dem 1. Juli 1990 begründete Verbindlichkeit ver­
liert nicht dadurch die Eigenschaft einer auf Mark der Deut­
schen Demokratischen Republik lautenden Verbindlichkeit, daß 
der Gläubiger die Rechnung für die von ihm vor diesem Zeit­
punkt bewirkte Gegenleistung erst nach dem 30. Juni 1990 vor­
legt.

(2) Am 30. Juni 1990 noch nicht vollständig abgewickelte Zah­
lungsvorgänge zwischen zwei Konten bei Geldinstituten sind 
auf beiden Konten auch nach dem 30. Juni 1990 zunächst in Mark 
der Deutschen Demokratischen Republik zu verbuchen und in 
die Berechnung des Guthabens einzubeziehen, für das die Um­
stellung beantragt wurde.

§3

(1) Die Deutsche Demokratische Republik wird innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Vertrags ein Gesetz über 
die Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark und die Kapitalneufest­
setzung erlassen, das für alle Kaufleute und juristische Personen 
einschließlich der Kombinate, Kombinatsbetriebe und volksei­
genen Betriebe mit Sitz in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik gilt.

(2) Das Gesetz hat folgende Grundsätze zu berücksichtigen:

a) Die Vermögensgegenstände und Schulden sind in der Eröff­
nungsbilanz neu zu bewerten.

b) Bei der Neubewertung dürfen die Wiederbeschaffungs­
oder Wiederherstellungskosten (Neuwert) zum Stichtag der 
Eröffnungsbilanz nicht überschritten werden. Dabei ist von 
dem Neuwert ein Wertabschlag vorzunehmen, der die zwi­
schenzeitliche Nutzung des Vermögensgegenstands und 
den technischen Fortschritt berücksichtigt (Zeitwert). Die 
in der Eröffnungsbilanz angesetzten Werte gelten für die 
Folgezeit als Anschaffungs- oder Herstellungskosten.


